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Dübendorf, den 6. August 2025 / kze 
 
 
 
Vernehmlassungsantwort: 21.470n Pa. Iv. Roduit. Die Nichteinhaltung der 
obligatorischen Arbeitsbedingungen stellt einen qualifizierten unlauteren 
Wettbewerb dar und muss strafrechtlich verfolgt werden 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Schweizer Fleisch-Fachverband SFF als Arbeitgeberverband der fleischverarbeitenden Branche, 
die gegen 24‘000 Mitarbeitende umfasst, reicht im Vernehmlassungsverfahren gemäss obiger Betreff-
zeile die nachfolgende Vernehmlassungsantwort ein.  
 
1. Grundsätzliche Haltung 
 
Der Schweizer Fleisch-Fachverband SFF lehnt den vorliegenden Vorentwurf zur Revision des Bundes-
gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) in der vorliegenden Fassung vollumfänglich ab. 
 
Die vorgeschlagene Ausweitung der Strafbarkeit auf die Nichteinhaltung arbeitsrechtlicher Bestim-
mungen – insbesondere solcher aus Gesamtarbeitsverträgen (GAV) und Normalarbeitsverträgen 
(NAV) – stellt einen unverhältnismässigen und systemwidrigen Eingriff in das bestehende arbeits-
rechtliche und sozialpartnerschaftliche System dar. Die angestrebte Änderung untergräbt bewährte 
Mechanismen der Sozialpartnerschaft, schafft Rechtsunsicherheit und birgt erhebliches Missbrauchs-
potenzial. 
 
 
2. Gefährdung der Sozialpartnerschaft 
 
Die Sozialpartnerschaft bildet das Fundament der arbeitsrechtlichen Ordnung in der Schweiz. In der 
Fleischbranche wird sie, zusammen mit dem Sozialpartner, seit Jahrzehnten aktiv und erfolgreich 
gelebt. Der in unserer Branche seit Jahrzenten bestehende und wiederholt allgemeinverbindlich erklärte 
Gesamtarbeitsvertrag garantiert faire Arbeitsbedingungen. Er wird durch die in diesem Gesamtarbeits-
vertrag eingesetzte Paritätische Kommission wirksam und effizient kontrolliert.  
 
Die vorgeschlagene Revision des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) sieht 
vor, dass Verstösse gegen arbeitsrechtliche Bestimmungen – darunter leider auch solche aus Gesamt-
arbeitsverträgen – strafrechtlich geahndet werden können. Damit droht ein erheblicher Vertrauens-
verlust bei den Mitgliedsbetrieben und ein Rückzug aus dem überaus bewährten GAV-System. Bereits 
heute ist die Akzeptanz solcher Verträge mitunter fragil. Eine strafrechtliche Aufwertung der GAV-
Inhalte würde das Gleichgewicht zwischen den Sozialpartnern empfindlich stören und könnte die 
Bereitschaft zur Akzeptanz der Gesamtarbeitsverträge untergraben.  
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3. Doppelspurigkeiten und systemwidrige Strafbarkeit 
 
Bereits heute besteht eine umfassende Kontrolle der Einhaltung von allgemeinverbindlich erklärten 
GAV’s. Bei Verstössen drohen auch ohne die unter Art. 7a Bst. A (VE-UWG) aufgeführten Bestim-
mungen schon jetzt hohe Konventionalstrafen von bis zu Fr. 50'000.-, abgestuft nach Schwere der 
Zuwiderhandlung und Anzahl betroffener Arbeitnehmender. Bei Verweigerung der Zusammenarbeit 
droht ausserdem eine Konventionalstrafe von ebenfalls bis zu Fr. 50’000.- wegen Kontrollrenitenz. 
Werden absichtlich falsche Angaben gemacht, können weitergehende (auch strafrechtliche) 
Sanktionen ausgesprochen werden. Dieses System ist funktionstüchtig, praxisnah und sanktioniert 
Fehlverhalten wirkungsvoll; es braucht daher keine weiteren Verschärfungsmassnahmen. 
 
Die Einführung einer zusätzlichen strafrechtlichen Verfolgung führt vielmehr zu einer nicht gerecht-
fertigten Doppelbestrafung. Dies widerspricht dem rechtsstaatlichen Grundsatz des „ne bis in idem“; 
als Konsequenz drohen erhebliche Unsicherheiten bei der Durchsetzung. In der Praxis müssten gar 
Sanktionen ausgesetzt werden, bis ein allfälliges Strafverfahren abgeschlossen ist. Die Koordination 
zwischen sozialpartnerschaftlichen und strafrechtlichen Instanzen wäre extrem aufwendig, konflikt-
reich und ineffizient. Ob eine solche überhaupt funktionieren würde, muss somit ernsthaft in Frage 
gestellt werden.  
 
 
4. Rechtsunsicherheit und Missbrauchsrisiken 
 
Der Entwurf lässt zentrale Fragen zur Umsetzung offen. Insbesondere ist unklar: 
 
• Wer ist für die strafrechtliche Verfolgung konkret zuständig? 
• Wie wird Vorsatz nach Art. 23 Abs. 1 UWG festgestellt? 
• Wie wird zwischen leichten und schweren sowie erstmaligen und wiederholten Verstössen unter-

schieden? 
 
Diese Unklarheiten bergen allesamt ein erhebliches Missbrauchspotenzial. Es ist daher zu befürchten, 
dass einzelne Arbeitnehmende die Strafnorm instrumentalisieren, um bei Konflikten – etwa im 
Zusammenhang mit Kündigungen – Druck auf Arbeitgebende auszuüben, selbst wenn kein vorsätz-
liches Fehlverhalten des Letzteren vorliegt. Die Strafnorm würde dadurch missbräuchlich angewendet 
und das Vertrauensverhältnis in Betrieben unnötig empfindlich gestört. 
 
 
5. Bestehende Strafnormen sind ausreichend 
 
Der Schutz von Arbeitnehmenden vor missbräuchlichen Arbeitsbedingungen ist bereits heute straf-
rechtlich abgesichert – insbesondere durch Art. 59 Arbeitsgesetz (ArG), der Vorschriften zum Gesund-
heitsschutz, zur Arbeits- und Ruhezeit sowie zum Jugendschutz enthält. Verstösse werden durch die 
dafür bereits zuständigen kantonalen Behörden verfolgt und sanktioniert. Zusätzlich bestehen auch 
zivilrechtliche Ansprüche auf Einhaltung arbeitsrechtlicher Pflichten gemäss Art. 7 UWG. Den 
geschädigten Parteien steht damit bereits heute ein durchsetzbares Rechtsmittel zur Verfügung. 
 
Die vorgeschlagene Revision bringt deshalb keinen nennenswerten Mehrwert im Bereich des Arbeit-
nehmerschutzes, schafft jedoch zusätzliche Rechtsunsicherheiten und Vollzugshindernisse. 
 
 
6. Widerspruch zur laufenden AVEG-Revision 
 
Im Rahmen der aktuell als Folge der bereits erfolgten Zustimmung beider Räte zur Motion Ettlin 
(20.4738) laufenden Revision des Bundesgesetzes über die Allgemeinverbindlicherklärung von 
Gesamtarbeitsverträgen (AVEG) lehnt der Bundesrat eine rechtliche Bevorzugung der Gesamt-
arbeitsverträge gegenüber kantonalen Regelungen ausdrücklich ab – dies mit Verweis auf deren 
privatrechtliche Natur. Diesem Ansinnen ist bereits auch der Nationalrat am vergangenen 17. Juni 
bei der Behandlung des betreffenden Geschäftes (24.096) als Erstrat gefolgt. Es ist daher nicht 
nachvollziehbar, dass nun dieselben Normen im Rahmen der UWG-Revision durch die „Hintertür“ 
auf Gesetzesstufe gehoben werden sollen. Dies verletzt das Prinzip der Normenhierarchie und unter-
gräbt die Kohärenz der Gesetzgebung. Ein solcher Paradigmenwechsel – der den Sozialpartnern 
faktisch ermöglicht, durch Gesamtarbeitsverträge strafrechtlich relevante Normen zu definieren – ist 
weder verfassungsrechtlich noch politisch haltbar.  
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7. Schlussfolgerung 
 
Der Schweizer Fleisch-Fachverband SFF fordert mit Nachdruck den ersatzlosen Verzicht auf die im 
Vorentwurf (VE) vorgesehene strafrechtliche Sanktionierung arbeitsrechtlicher Bestimmungen im UWG. 
Die bestehende Regulierung ist ausreichend, die bewährten Kontroll- und Sanktionsmechanismen 
funktionieren. Eine Ausweitung auf das Strafrecht gefährdet vielmehr die Sozialpartnerschaft, schafft 
neue Unsicherheiten und bringt keinen erkennbaren Nutzen. 
 
 
Der Schweizer Fleisch-Fachverband SFF dankt der Rechtskommission des Nationalrates für die Möglich-
keit zur Stellungnahme sowie die Berücksichtigung der vorgängig dargelegten Argumente und steht für 
allfällige Rückfragen gerne zur Verfügung. 
 
 
 
Freundliche Grüsse 
Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF) 
 
 
 
  
Ständerat Damian Müller Dr. Ruedi Hadorn 
Präsident Leiter Politik / Mitglied der Geschäftsleitung 
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